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52.
Bezüge der Bürgermeister, Bürgermeister-Stellvertreter und Gemeinderäte ab 1. Jänner 2002

Das Bundesverfassungsgesetz über die Begrenzung
von Bezügen öffentlicher Funktionäre und das Bundes-
bezügegesetz, BGBl. I Nr. 64/1997, i.d.F. BGBl. I
Nr. 5/2000, wurden durch das am 16. November 2001
ausgegebene BGBl. I Nr. 119/2001 neuerlich geändert.
Die Änderungen betreffen den Titel des Gesetzes, den
Ausgangsbetrag und die Rundungsbestimmungen. Der
Titel des nunmehr als Bundesverfassungsgesetz über die
Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre
(BezBegrBVG) bezeichneten Gesetzes tritt rückwir-
kend mit 1. August 1997 in Kraft. Weiters wird mit Wirk-
samkeit vom 1. Jänner 2002 der Ausgangsbetrag (bisher
S 100.000,–) nach § 1 Abs. 1 BezBegrBVG durch den
Betrag 7.418,62 EUR ersetzt. Die Rundungsbestim-
mungen (bisher auf ganze Schilling) werden nach § 3
Abs. 1 BezBegrBVG mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
2002 wie folgt geändert: „Bei der Rundung sind Rest-
beträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen und
Restbeträge von 5 Cent und mehr auf volle 10 Cent auf-
zurunden („kaufmännische Rundung“). Nach dem neu

angefügten Abs. 13 im § 1 BezBegrBVG hat der Präsi-
dent des Rechnungshofes bis spätestens 30. November
2001 für den Zeitraum vom 1. Jänner 2002 bis zum Ab-
lauf des 30. Juni 2002 im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung“ den Ausgangsbetrag von 7.418,62 EUR und die
(Obergrenzen der) Bezüge, die für die in § 1 Abs. 1 und
§ 3 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr.
64/1997, genannten Funktionen gebühren, gerundet auf
10 Cent, kundzumachen.

Gemäß Art. 1 § 3 Abs. 1 des Bezügebegrenzungsge-
setzes, BGBl. I Nr. 64/1997, in der Fassung BGBl. I Nr.
119/2001, hat der Präsident des Rechnungshofes in dem
am 29. November 2001 erschienenen „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung“ für den Zeitraum vom 1. Jänner 2002 bis
zum Ablauf des 30. Juni 2002 den Ausgangsbetrag von
7.418,62 EUR und die (Obergrenzen der) Bezüge für die
in § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes,
BGBl. I Nr. 64/1997, genannten Funktionen gebühren,
gerundet auf 10 Cent, für ein Mitglied des Nationalrates
unter Punkt 2.12 mit 7.418,60 EUR kundgemacht.

Der Gemeindereferent der Tiroler Landesregierung
Landesrat Konrad Streiter und die Angehörigen
der Abteilung Gemeindeangelegenheiten des Amtes
der Tiroler Landesregierung wünschen allen Bürgermeisterinnen
und Bürgermeistern, Mitgliedern sowie Gemeinderäte
und Gemeindebediensteten sowie allen Lesern des Merkblattes
ein fröhliches, gnadenvolles Weihnachtsfest
und ein glückliches, erfolgreiches neues Jahr.
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Die Bestimmungen des Tiroler Gemeinde-Bezügege-
setzes 1998, LGBl. Nr. 25/1998, sollen aufgrund der vor-
genommenen Änderungen des BezBegrBVG mit Wirk-
samkeit vom 1. Jänner 2002 ebenfalls geändert werden.

Aufgrund der Änderung des Ausgangsbetrages im
angeführten Ausmaß und der erfolgten Kundmachung
der Bezüge nach dem BezBegrBVG durch den Präsi-
denten des Rechnungshofes werden die zuletzt im
Merkblatt der Gemeinden Tirols, Folge 6/2001, und im
Rundschreiben der Abteilung Gemeindeangelegenhei-
ten beim Amt der Tiroler Landesregierung unter Zahl:

Ib-1819/154, am 6. Juni 2001, verlautbarten Tabellen 1,
1.1, 1.2, 1.3, 1.4, 2, 3.1, 3.2, 4.1, 4.2, 4.3 und 4.4 mit den
Bezugsansätzen der Bürgermeister, der Bürgermeister-
Stellvertreter und jener Gemeinderatsmitglieder, denen
bestimmte Aufgaben, die eine erhöhte Verantwortung
und einen erheblichen Zeit- und Arbeitsaufwand erfor-
dern, zur Besorgung übertragen wurden, vorbehaltlich
der Änderung zum Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes
1998 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2002 und mit dem
Hinweis, dass die zuletzt neu eingefügten Tabellen 3.2
und 4.3 und 4.4 entfallen, wie folgt geändert:
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Die Tabellen der nicht im öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis stehenden Bürgermeister (Tabellen 1.3
und 1.4) wurden unter Berücksichtigung der im ARD,
Nummer 5264/6/2001, verlautbarten ASVG-Höchst-
beitragsgrundlage für 2002 erstellt. Demnach wird die
Höchstbeitragsgrundlage für 2002 mit voraussichtlich
3.270,– EUR festgesetzt werden (vorbehaltlich Gesetz-
werdung).

Wie bereits in der letzten Aussendung angekündigt
wurde, ist der Pensionsbeitrag bei den Gemeindebeam-
ten mit Wirkung vom 1. Oktober 2001 um 0,8 Prozent

angehoben und auf 12,55 Prozent erhöht worden. Den
Bestimmungen des Gesetzes über die Bezüge der Funk-
tionäre von Gemeinden und Gemeindeverbänden (Ge-
meinde-Bezügegesetz), LGBl. Nr. 5/1972, i.d.F. LGBl.
Nr. 26/1998, zufolge ist dieser Pensionsbeitrag der Ge-
meindebeamten für die Bürgermeister analog anzuwen-
den.

Zur Vermeidung weiterer Wiederholungen darf
schließlich auf die Ausführungen im Merkblatt
für die Gemeinden Tirols, Folge 2/1998, verwiesen
werden.

53.
Einhaltung des Stabilitätspakts und Änderung der Voranschlags- und

Rechnungsabschluss-VRV-Verordnung

Einleitung:

Der Österreichische Gemeindebund hat an alle
Gemeinden den Leitfaden für eine maastrichtkonforme
Budgetpolitik, Ausgabe 5-2001, verschickt. Darin sind
die grundlegenden Rahmenbedingungen für die
Gemeinden zur Erreichung der im Österreichischen
Stabilitätspakt enthaltenen Verpflichtungen dargestellt.
Stand im Jahr 1997 bei der Errichtung von Betrieben
mit marktbestimmter Tätigkeit vorrangig die Re-
duzierung der Schulden des Sektors Staat im Vorder-
grund, so geht es jetzt um die Verbesserung der
Haushaltsergebnisse. Dazu war die Erlassung einer
weiteren VRV-Novelle erforderlich. 

Die Gemeinden haben sich dazu verpflichtet, für die
Dauer des Stabilitätspakts landesweise ein ausge-
glichenes Haushaltsergebnis zu erzielen. Jede einzelne
Gemeinde ist daher angehalten, die in ihrem Bereich
liegenden Möglichkeiten auszuschöpfen. Die Stabi-
litätsbeiträge sind nach dem System des ESVG 1995 zu
ermitteln. Das heisst, es wird das Maastricht-Ergebnis
(der Finanzierungssaldo) des VRV-Querschnittes
herangezogen. Um das Optimum erzielen zu können,
ist eine eingehende Befassung mit den einzelnen Salden
dieses Querschnitts und die Auswirkung von Investi-
tionen oder Tilgungen in den Bereichen Sektor Staat
oder eben im Rahmen der Betriebe mit marktbe-
stimmter Tätigkeit erforderlich. Mit diesen Themen
setzt sich der Leitfaden des Österr. Gemeindebundes,
Ausgabe 7-2001, über Massnahmen zur Verbesserung
des Maastricht-Ergebnisses sehr eingehend auseinan-
der. Auch im Kontierungsleitfaden wurden die Be-
griffe und Salden des VRV-Querschnittes näher
beschrieben.

VRV-Querschnitt:

Die auf Grund der VRV 1997 entwickelte Methode
zur Ermittlung des Maastricht-Ergebnisses stellt nur
eine Annäherung an jene des ESVG 1995 dar. Ab-
weichungen ergeben sich vor allem bei den auf den Ab-
schnitten 85 bis 89 geführten marktbestimmten Be-
trieben und Unternehmungen. Diese Bereiche gelten als
sogenannte Quasikapitalgesellschaften, die als voll-
ständige wirtschaftliche Einheiten in einem eigenen
Rechnungskreis geführt werden und für die eine eigene
Vermögens- und Schuldenrechnung zu erstellen ist. Man
geht bei diesen Quasikapitalgesellschaften davon aus,
dass die Gesamteinnahmen den Gesamtausgaben ent-
sprechen sollen. Dieser Ausgleich zwischen Einnahmen
und Ausgaben muss also in Hinkunft sowohl beim Vor-
anschlag wie auch in der Jahresrechnung buchhalterisch
hergestellt werden. Dafür wurden in der neuen VRV-
Novelle die entsprechenden Vorkehrungen getroffen.
Grundsätzlich wird festgehalten, dass Fehlbeträge als
Investitions- und Tilgungszuschüsse von der Gruppe 9
(1/914-779) auf den jeweiligen marktbestimmten Be-
trieb (z. Bsp. 2/851+879) gebucht werden. Bei Über-
schüssen erfolgt eine Gewinnentnahme vom marktbe-
stimmten Betrieb (z. Bsp. 1/851-769) an die Gruppe 9
(2/914+869). Die Buchungen sind in Vorschreibung
und Abstattung (Zahlweg Verrechnung) vorzunehmen.
Achtung, diese Posten sind teilweise neu (bezeichnet)
oder neuen Querschnittskennziffern zugeordnet.

Anregungen zur Verbuchung von Fehlbeträgen und
Gewinnentnahmen:

Da sich die Vorhaben des ao. Haushaltes im Voran-
schlag immer und in der Jahresrechnung spätestens
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nach Fertigstellung ausgleichen und es für erforderlich
erachtet wird, die Rechnungsergebnisse des ao. HH. wie
bisher in das nächste Jahr  zu übertragen, wird eine zu-
sätzliche Umbuchung zur Erzielung des Ausgleiches
zwischen Einnahmen und Ausgaben der einzelnen
Vorhaben des ao. Haushaltes nicht vorgenommen. Un-
abhängig davon sollte versucht werden, durch fris-
tenkonforme Abwicklung der ao. Vorhaben möglichst
ausgeglichene Rechnungsergebnisse zu erreichen. Vor
allem soll vermieden werden, dass durch zu hohe
Darlehensaufnahmen Überschüsse entstehen.

Die Notwendigkeit zusätzlicher Umbuchungen
beschränkt sich daher auf die A 85 bis 89 des ordentlichen
Haushaltes. Hier ist nach Abschluss aller Buchungen des
jeweiligen Haushaltsjahres zu untersuchen, ob bei den
einzelnen Unterabschnitten Überschüsse oder Fehlbe-
träge aufscheinen. Diese sind dann derart umzubuchen,
dass bei jedem einzelnen Unterabschnitt in der Vorschrei-
bungsspalte Betragsgleichheit zwischen Einnahmen und
Ausgaben hergestellt wird. 

Zu beachten ist, dass bei der Umbuchung von Fehlbe-
trägen die Ausgabenbuchung in der Gruppe 9 und die
Einnahmenbuchung auf jeden Fall in den A 85 bis 89
vorzunehmen ist. Umgekehrt erfolgt bei der Verbuchung
von Gewinnentnahmen die Ausgabenbuchung in den A
85 bis 89, während die Einnahmenbuchung entsprechend
dazu in der Gruppe 9 vorgenommen wird. Werden diese
Buchungen tatsächlich so durchgeführt und alle
entsprechenden Unterabschnitte des ord. Haushaltes auf
Null ausgeglichen, darf als Saldo 4 des VRV-Quer-
schnittes in der mittleren Spalte (davon A 85 bis 89) nur
mehr das Ergebnis des laufenden Jahres (ohne Übertrag
der Vorjahresergebnisse) des ao. Haushaltes der markt-
bestimmten Betriebe aufscheinen.

In Diskussionen der letzten Tage wurde erwähnt, dass
Investitions- und Tilgungszuschüsse nur in jener Höhe
umgebucht werden dürfen, als den Fehlbeträgen der
einzelnen A 85 bis 89 tatsächlich Ausgaben für Tilgun-
gen oder Investitionen (auch Zuführungen an den ao.
Haushalt) zugrunde liegen. Bei der Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung wird dies fast durchwegs der
Fall sein. Bei den anderen Betrieben der A 85 bis 89 ins-
besondere bei der Müllbeseitigung könnte es vorkom-
men, dass der Fehlbetrag größer ist als die Zahlungen aus
Tilgungen und Investitionen. In diesen Fällen dürfte nur
jener Betrag umgebucht werden, der tatsächlich aus
Tilgungen und Investitionen resultiert. Damit würde ein
Teilabgang bei diesen Abschnitten auch im ord. Haushalt
verbleiben. In solchen Fällen wird es notwendig sein, eine
Gebührenerhöhung vorzunehmen.

Es wird aber vorerst vorgeschlagen, analog den
Empfehlungen in der Broschüre des Österr. Gemein-

debundes alle Überschüsse und Fehlbeträge der Be-
triebe der A 85 bis 89 im ordentlichen Haushalt durch
Gewinnentnahmen oder durch Investitions- und
Tilgungszuschüsse unabhängig vom Entstehungs-
grund auf Null auszugleichen.

Weitere VRV-Änderungen:

Eine Reihe von weiteren VRV-Änderungen ist im Leit-
faden des Österr. Gemeindebundes, Ausgabe 5-2001,
enthalten. Die Veröffentlichung der Verordnung im Bun-
desgsetzblatt Teil II, Nr. 433, vom 7. Dezember 2001 hat
allerdings in einigen Punkten geringfügige Abweichun-
gen ergeben.
Hingewiesen wird auf die Änderung der Bezeichnungen
der Postengruppen 500 bis 553 für den Personalaufwand
und der Postengruppen 710 und 711. Weiters wird es in
Hinkunft möglich sein, unter Verwendung der Post 910
Rückführungen vom ao. Haushalt an den ordentlichen
Haushalt zu buchen. Während bisher von einigen EDV-
Systemen die Ergebnisse des laufenden Jahres nur ange-
merkt wurden, werden in Hinkunft sowohl die Kassen-
wie auch die Rechnungsergebnisse des laufenden Jahres
tatsächlich auf der Postengruppe 965 bis 968 verbucht.
Dies ist sowohl für den ordentlichen Haushalt wie auch
für jedes Vorhaben des ao. Haushaltes vorgesehen, hat
aber nichts zu tun mit der oben beschriebenen Nullstel-
lung der A 85 bis 89 im ordentlichen Haushalt.

Auf Grund dieser VRV-Änderungen ist auch eine
Modifizierung des TGO-Querschnittes erforderlich.

Generell ist darauf zu achten, dass von den Gemein-
den und Gemeindeverbänden nur mehr jene Ansätze und
Posten verwendet werden, die in der VRV bzw. im Kon-
tierungsleitfaden des KDZ enthalten sind. Dies betrifft
auch die Konten der Durchlaufergebarung. Darauf
hingewiesen sei, dass es die bisher vielfach für Sammel-
buchungen bei Gebäudeinstandhaltungen verwendete
Post 615 nicht mehr gibt. Der laufende Beitrag an die
Bezirkskrankenhäuser ist in Hinkunft auf U 560 und
nicht wie bisher unter U 563 zu verbuchen. Die Konten
der Durchlaufergebarung wurden erweitert und den Er-
fordernissen angepasst.

Kontierungsleitfaden für die Gemeinden und Gemein-
deverbände Tirols:

Auf die oben dargestellten Gegebenheiten wurde auch
bei der Neufassung des von der Abteilung Gemeindean-
gelegenheiten herausgegebenen Kontierungsleitfadens
für die Gemeinden und Gemeindeverbände Tirols Rück-
sicht genommen. Dieser wird den Gemeinden per e-mail
übermittelt werden. Die Gemeinden werden ersucht,
diesen auch an die in ihrem Bereich tätigen Gemeinde-
verbände weiterzugeben.
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September 2001 Oktober 2001
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 103,1 103,3

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 108,5 108,7

Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 141,9 142,1

Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 220,5 221,0

Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 387,0 387,8

September 2001 Oktober 2001
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 494,7 495,6

Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 493,1 494,1

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  F Ü R  O K T O B E R  2 0 0 1
(vorläufiges Ergebnis)

Der Index der Verbraucherpreise 2000 (Basis: Durchschnitt 2000 = 100)
für den Kalendermonat Oktober 2001 beträgt 103,3 (vorläufige Zahl) und
ist somit gegenüber September 2001 (103,1 endgültige Zahl) um 0,2%
gestiegen (September 2001 gegenüber August 2001: +0,3%). Die
Steigerungsrate gegenüber Oktober 2000 beträgt 2,6% (September
2001/2000: +2,6%).

54.
Vertretungskosten für Sprengelärzte und Weggebühr für die Totenbeschau für 2002

Vertretungskosten für die Zeit des Erholungsurlaubes

Der Sprengelarzt hat nach § 10 des Gemeindesani-
tätsdienstgesetzes einen Anspruch auf Erholungsurlaub
von 30 Werktagen, das sind 35 Kalendertage, und ab dem
21. Dienstjahr auf 36 Werktage, das sind 42 Kalenderta-
ge. Für die Zeit des Erholungsurlaubes hat der Spren-
gelarzt im Einvernehmen mit dem Bürgermeister (Spren-
gelobmann) einen Vertreter zu bestellen. Die Kosten der
Vertretung sind vom Sanitätssprengel bis zur Höhe von
40 v. H. des auf die Vertretungszeit entfallenden Gehal-
tes eines Landesbeamten der Verwendungsgruppe A
Dienstklasse V Gehaltsstufe 8 zuzüglich der Verwal-
tungsdienstzulage und der Personalzulage zu tragen, dar-
über hinaus vom Sprengelarzt. Die Vertretungskosten
für den Erholungsurlaub betragen somit ab 1. Jänner
2002 pro Kalendertag 34,83 Euro.

Vertretungskosten für einen Vertretungstag pro
Woche

Laut Übereinkommen zwischen der Tiroler Ärzte-
kammer und dem Tiroler Gemeindeverband ist dem

Sprengelarzt durch den Sanitätssprengel ein Vertre-
tungstag pro Woche – auch für die Zeit des Erholungs-
urlaubes – ab 1. Jänner 2002 mit einem Betrag von 34,83
Euro abzugelten.

Weggebühr für die Totenbeschau

Hinsichtlich der Weggebühr für die Totenbeschau ist
keine Änderung eingetreten. Sie beträgt ab 1. Jänner 2002
in Euro:

für jeden Doppelkilometer (hin und zurück) bei Tag
2,42 Euro

für jeden Doppelkilometer (hin und zurück) bei
Nacht 3,60 Euro

Für je 250 m (hin und zurück) mit dem Kraft-
wagen oder sonstigen Verkehrsmitteln nicht befahrbarer
Wege in einer Gegend mit vorwiegendem Gebirgs-
charakter gebührt die Weggebühr für einen Doppel-
kilometer.

Zu diesen Gebühren kann anstelle der bisherigen Um-
satzsteuer eine Ausgleichszulage von 3,4% verrechnet
werden.


